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ASVG 8410

B-VG Art.133 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG 8§31 Abs1

. ASVG § 410 heute

ASVG § 410 giiltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2013

ASVG § 410 giltig von 01.01.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2004
ASVG § 410 giltig von 01.08.1998 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/1998
ASVG § 410 giiltig von 01.01.1973 bis 31.07.1998 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 31/1973
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VwWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VWGVG § 31 heute

VwGVG § 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 31 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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1404 2132844-1/4E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin MMag. Alexandra JUNKER als Einzelrichterin Gber die
Beschwerde der XXXX, vertreten durch Schuppich Sporn & Winischhofer Rechtsanwalte, gegen die Erledigung der
Vorarlberger Gebietskrankenkasse vom 13.04.2016 beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin
MMag. Alexandra JUNKER als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der rémisch 40, vertreten durch Schuppich Sporn &
Winischhofer Rechtsanwalte, gegen die Erledigung der Vorarlberger Gebietskrankenkasse vom 13.04.2016
beschlossen:

A)

Das Verfahren wird gemaRR § 31 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwGVG) mangels Beschwer der
Beschwerdefihrerin eingestellt.Das Verfahren wird gemal Paragraph 31, Absatz eins, Verwaltungsverfahrensgesetz
(VWGVG) mangels Beschwer der Beschwerdeflhrerin eingestellt.

B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Schreiben vom 04.04.2016 beantragte die- rechtsfreundlich vertretene - XXXX (in der Folge: Beschwerdefuhrerin)
die Ausstellung eines Bescheides daruber, dass die im Prufbericht der Vorarlberger Gebietskrankenkasse (in der Folge:
belangte Behtrde) vom 04.02.2016 namentlich als Dienstnehmerin angefihrte Person im Zeitraum 01.01.2011 bis
31.12.2014 nicht gemall 8 4 Abs. 2 ASVG der Voll- (Kranken-, Unfall- und Pensions-) und Arbeitslosenversicherung
unterliegt.1. Mit Schreiben vom 04.04.2016 beantragte die- rechtsfreundlich vertretene - rémisch 40 (in der Folge:
Beschwerdefihrerin) die Ausstellung eines Bescheides darlUber, dass die im Prufbericht der Vorarlberger
Gebietskrankenkasse (in der Folge: belangte Behdrde) vom 04.02.2016 namentlich als Dienstnehmerin angefihrte
Person im Zeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2014 nicht gemaR Paragraph 4, Absatz 2, ASVG der Voll- (Kranken-, Unfall-

und Pensions-) und Arbeitslosenversicherung unterliegt.

2. Mit Schreiben vom 13.04.2016 teilte die belangte Behdrde mit, dass nach der herrschenden Judikatur ein
Bescheidantrag dann gestellt werden konne, wenn ein rechtliches Interesse an der Absprache Uber strittige
Rechtsverhaltnisse bestehe. Dem Bescheidantrag der Beschwerdefihrerin vom 04.04.2016 kénne mangels rechtlichen
Interesses nicht entsprochen werden. Mit der bescheidmalligen Absprache darlber, dass fiur die im Prufbericht
namentlich als Dienstnehmer angefihrten Personen die Sozialversicherungsbeitrage im Prifungszeitraum zu
entrichten seien, ergebe sich bereits, dass diese Personen der Pflichtversicherung nach dem ASVG unterliegen wirden.
Mit bescheidmaBiger Absprache Uber den Prifbericht vom 04.02.2016 stehe der Beschwerdefuhrerin bereits der
Rechtsweg gegen die Beitragsnachverrechnung offen. Die Voraussetzungen fur einen Feststellungsantrag lagen daher
nicht vor und sei der Bescheidantrag vom 04.04.2016 unzulassig.

3. Gegen dieses Schreiben vom 13.04.2016 erhob die rechtsfreundlich vertretene Beschwerdefuhrerin mit Schreiben
vom 22.04.2016 eine Beschwerde, wobei sie - ihren Antrag vom 04.04.2016 prazisierend - ausfuhrte, dass die
Feststellung der Versicherungspflicht von XXXX im Zeitraum 2011 bis 2014 begehrt werde. Begriindend flhrte die
Beschwerdefiihrerin aus, dass das Schreiben der belangten Behdrde vom 13.04.2016 alle Erfordernisse eines
Bescheides erfllle und es sich somit um einen Bescheid handle. Ein Feststellungsbescheid sei auch zulassig und
geboten, wenn er fUr eine Partei ein notweniges Mittel zweckentsprechender Rechtsverteidigung sei und im Interesse
der Partei liege, schon um eine strittige Rechtssache zu kldren. Die BeschwerdefUhrerin habe nicht eine
bescheidmaRige Absprache Uber den Prifbericht beantragt, sondern Gber die Versicherungspflicht der im Prifbericht
genannten Personen. Die Ab- bzw. Zurtickweisung des Antrages als unzulassig sei daher rechtswidrig.3. Gegen dieses
Schreiben vom 13.04.2016 erhob die rechtsfreundlich vertretene Beschwerdeflihrerin mit Schreiben vom 22.04.2016
eine Beschwerde, wobei sie - ihren Antrag vom 04.04.2016 prazisierend - ausfuhrte, dass die Feststellung der
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Versicherungspflicht von rémisch 40im Zeitraum 2011 bis 2014 begehrt werde. Begrindend fuhrte die
Beschwerdefiihrerin aus, dass das Schreiben der belangten Behtdrde vom 13.04.2016 alle Erfordernisse eines
Bescheides erfllle und es sich somit um einen Bescheid handle. Ein Feststellungsbescheid sei auch zulassig und
geboten, wenn er fUr eine Partei ein notweniges Mittel zweckentsprechender Rechtsverteidigung sei und im Interesse
der Partei liege, schon um eine strittige Rechtssache zu kldren. Die Beschwerdefuhrerin habe nicht eine
bescheidmaRige Absprache Uber den Prifbericht beantragt, sondern Gber die Versicherungspflicht der im Prufbericht
genannten Personen. Die Ab- bzw. Zurtckweisung des Antrages als unzulassig sei daher rechtswidrig.

4. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 15.06.2016 wies die belangte Behdrde die Beschwerde zurtck. Begrindend
fuhrte die belangte Behdrde zusammengefasst aus, dass es sich bei dem Schreiben vom 13.04.2016 um keinen
Bescheid handle, sodass die Beschwerde mangels Zustandigkeit zurtickzuweisen sei.

5. Mit Schreiben vom 22.06.2016 beantragte die Beschwerdeflhrerin die Vorlage der Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht.

6. Mit Schreiben vom 15.07.2016 teilte die belangte Behdrde der Beschwerdefthrerin mit, dass dem Bescheidbegehren
der Beschwerdefuhrerin vom 04.04.2016 zwischenzeitlich nachgekommen worden sei und verwies (unter anderem)
auf den Bescheid zu B/WOM-07-02-/2016. Die Beschwerdeflhrerin werde daher ersucht, die Vorlageantrdge bis
spatestens 28.07.2016 zurlckzuziehen. Anderenfalls erfolge die Vorlage der Beschwerden an das
Bundesverwaltungsgericht.

7. In der Folge wurde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt.

8. Mit Schreiben vom 12.09.2016 Ubermittelte die, rechtsfreundlich vertretene, belangte Behoérde dem
Bundesverwaltungsgericht eine Stellungnahme, in welcher sie insbesondere ausflhrte, dass unabhdngig von der
Frage, ob das Schreiben der belangten Behdrde als Bescheid zu qualifizieren sei oder nicht, Uber den Antrag, welcher
sich nach Ausfiihrungen der Beschwerdefiihrerin auf die Frage der Versicherungspflicht beziehe, bereits
bescheidmaRig abgesprochen worden sei. Selbst wenn es sich beim Schreiben der belangten Behérde vom 13.04.2016
um einen Bescheid handle, so sei mit bescheidmaliger Absprache diesem Bescheidantrag jedenfalls schon
entsprochen worden und fehle daher jegliches rechtliches Interesse an einer zweifachen Feststellung der
Versicherungspflicht. Auch wenn sich der Bescheidantrag darauf beziehe, dass diese Personen nicht der
Versicherungpflicht unterliegen, so sei mit dem Bescheid, dass diese Personen der Versicherungspflicht unterliegen,
bereits Uber die Frage der Versicherungspflicht entschieden worden.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Mit Schreiben vom 04.04.2016 beantragte die Beschwerdeflihrerin die Ausstellung eines Bescheides dartber, dass
die im Prifbericht der belangten Behdérde vom 04.02.2016 namentlich als Dienstnehmerin angefiihrte Person im
Zeitraum 01.01.2011 bis 31.12.2014 nicht der Pflichtversicherung nach dem ASVG unterliegt.

1.2. In der Beschwerde vom 22.04.2016 fuhrte die Beschwerdefiihrerin erganzend aus, dass die Feststellung der
Versicherungspflicht von XXXX im Zeitraum 2011 bis 2014 begehrt wird.1.2. In der Beschwerde vom 22.04.2016 fuhrte
die Beschwerdefuhrerin ergdnzend aus, dass die Feststellung der Versicherungspflicht von rémisch 40 im Zeitraum
2011 bis 2014 begehrt wird.

1.3. Mit Bescheid vom 14.06.2016 zu B/WOM-7-02/2016 2016 wurde bezugnehmend auf die Feststellungsantrage der
Beschwerdefuhrerin und die fur die Prifzeitrdume 2007 bis 2010 sowie 2011 bis 2014 im Betrieb der
Beschwerdefiihrrein durchgefihrten GPLA-Prifungen ausgesprochen, dass XXXX im Zeitraum von 01.01.2007 bis
31.12.2008 sowie im Zeitraum von 01.01.2010 bis 28.02.2011 der Pflicht (Voll-)versicherung in der Kranken-, Unfall- und
Pensionsversicherung gemald § 4 Abs. 1 und 2 ASVG sowie der Arbeitslosenversicherung gemaR § 1 Abs. 1 lit a AIVG
unterliegt.1.3. Mit Bescheid vom 14.06.2016 zu B/WOM-7-02/2016 2016 wurde bezugnehmend auf die
Feststellungsantrage der Beschwerdefihrerin und die fur die Prifzeitraume 2007 bis 2010 sowie 2011 bis 2014 im
Betrieb der Beschwerdefuihrrein durchgefihrten GPLA-Prifungen ausgesprochen, dass romisch 40 im Zeitraum von
01.01.2007 bis 31.12.2008 sowie im Zeitraum von 01.01.2010 bis 28.02.2011 der Pflicht (Voll-)versicherung in der
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung gemal3 Paragraph 4, Absatz eins und 2 ASVG sowie der
Arbeitslosenversicherung gemaR Paragraph eins, Absatz eins, Litera a, AIVG unterliegt.



2. Beweiswurdigung:

2.1. Die Feststellungen hinsichtlich des Feststellungsantrages vom 04.04.2016 sowie der Beschwerde ergeben sich aus
dem Akteninhalt.

2.2. Die Feststellungen hinsichtlich der Bescheide vom 14.06.2016 ergeben sich aus ebenfalls beim
Bundesverwaltungsgericht anhangigen Verfahren.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Anzuwendendes Recht

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemald § 414 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht in
Angelegenheiten nach § 410 Abs. 1 Z 1, 2 und 6 bis 9 ASVG auf Antrag einer Partei, welche gleichzeitig mit der
Beschwerde oder dem Vorlageantrag oder binnen 4 Wochen ab Zustellung der Beschwerde einzubringen ist, durch
einen Senat.Gemal Paragraph 414, Absatz 2, Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG) entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht in Angelegenheiten nach Paragraph 410, Absatz eins, Ziffer eins, 2 und 6 bis 9 ASVG auf
Antrag einer Partei, welche gleichzeitig mit der Beschwerde oder dem Vorlageantrag oder binnen 4 Wochen ab

Zustellung der Beschwerde einzubringen ist, durch einen Senat.
Ein entsprechender Antrag wurde nicht gestellt, weshalb gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit vorliegt.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBI. | 2013/122 geregelt (8 1 leg. cit.)Das Verfahren der Verwaltungsgerichte
mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, BGBI. rémisch eins
2013/122 geregelt (Paragraph eins, leg. cit.).

Gemal 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VwWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht

wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung BAO BGBI 1961/194, des Agrarverfahrensgesetzes AgrVGBGBI
1950/173 und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 DVGBGBI 1984/29, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung BAO BGBI
1961/194, des Agrarverfahrensgesetzes AgrVGBGBI 1950/173 und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 DVGBGBI
1984/29, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, VwWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu féllen ist.GemaR Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.
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3.2. Zu Spruchpunkt A) Einstellung des Verfahrens

3.2.1. Gemal3 & 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.3.2.1. Gemal} Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG
hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht

zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR 8 410 Abs. 1 ASVG hat der Versicherungstrager in Verwaltungssachen, zu deren Behandlung er nach § 409
berufen ist, einen Bescheid zu erlassen, wenn er die sich aus diesem Bundesgesetz in solchen Angelegenheiten
ergebenden Rechte und Pflichten von Versicherten und von deren Dienstgebern oder die gesetzliche Haftung Dritter
far Sozialversicherungsbeitrage feststellt und nicht das Bescheidrecht der Versicherungstrager in diesem
Bundesgesetz ausgeschlossen ist.Gemall Paragraph 410, Absatz eins, ASVG hat der Versicherungstrager in
Verwaltungssachen, zu deren Behandlung er nach Paragraph 409, berufen ist, einen Bescheid zu erlassen, wenn er die
sich aus diesem Bundesgesetz in solchen Angelegenheiten ergebenden Rechte und Pflichten von Versicherten und von
deren Dienstgebern oder die gesetzliche Haftung Dritter fUr Sozialversicherungsbeitrage feststellt und nicht das

Bescheidrecht der Versicherungstrager in diesem Bundesgesetz ausgeschlossen ist.

Hienach hat der Versicherungstrager in Verwaltungssachen insbesondere Bescheide zu erlassen, wenn der Versicherte
oder der Dienstgeber die Bescheiderteilung zur Feststellung der sich fur ihn aus diesem Gesetz ergebenden Rechte
und Pflichten verlangt (8 410 Abs. 1 Z. 7 ASVG)Hienach hat der Versicherungstrager in Verwaltungssachen
insbesondere Bescheide zu erlassen, wenn der Versicherte oder der Dienstgeber die Bescheiderteilung zur
Feststellung der sich fur ihn aus diesem Gesetz ergebenden Rechte und Pflichten verlangt (Paragraph 410, Absatz eins,
Ziffer 7, ASVG)

3.2.2. Eine Einstellung eines Verfahrens ist dann vorzunehmen, wenn ein Erledigungsanspruch nach
Beschwerdeeinbringung verloren gegangen ist. Dies liegt insbesondere dann vor, wenn beim Beschwerdefuhrer keine
Beschwer gegeben st oder der BeschwerdefUhrer untergegangen ist (Fister/Fuchs/Sachs, Das neue
Verwaltungsgerichtsverfahren, 2013, zu§ 28 VwGVG Rz 5)3.2.2. Eine Einstellung eines Verfahrens ist dann
vorzunehmen, wenn ein Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren gegangen ist. Dies liegt
insbesondere dann vor, wenn beim Beschwerdefiihrer keine Beschwer gegeben ist oder der Beschwerdeflhrer
untergegangen ist (Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, 2013, zu Paragraph 28, VwGVG Rz 5).

Die Beschwerde der Beschwerdefuhrerin richtetet sich gegen das Schreiben der belangten Behérde vom 13.04.2016,
mit welchem ausgesprochen wird, dass die Voraussetzungen fur einen Feststellungsantrag nicht vorlagen und der
Bescheidantrag der Beschwerdefihrerin vom 04.04.2016 unzulassig sei.

In der Folge wurde von der belangten Behdrde jedoch mit Bescheid vom 14.06.2016 zu B/WOM-7-02/2016 festgestellt,
dass XXXX im Zeitraum von 01.01.2007 bis 31.12.2008 sowie im Zeitraum von 01.01.2010 bis 28.02.2011 der Pflicht
(Voll-)versicherung in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung gemalR § 4 Abs. 1 und 2 ASVG sowie der
Arbeitslosenversicherung gemal § 1 Abs. 1 lit a AIVG unterliegt.In der Folge wurde von der belangten Behdrde jedoch
mit Bescheid vom 14.06.2016 zu B/WOM-7-02/2016 festgestellt, dass romisch 40 im Zeitraum von 01.01.2007 bis
31.12.2008 sowie im Zeitraum von 01.01.2010 bis 28.02.2011 der Pflicht (Voll-)versicherung in der Kranken-, Unfall- und
Pensionsversicherung gemal Paragraph 4, Absatz eins und 2 ASVG sowie der Arbeitslosenversicherung gemaR
Paragraph eins, Absatz eins, Litera a, AIVG unterliegt.

3.2.3. Da mit dieser bescheidmaRigen Absprache vom 14.06.2016 Uber die Versicherungspflicht von XXXX
bezugnehmend auf die fur die Prufzeitraume 2007 bis 2010 sowie 2011 bis 2014 durchgefihrten GPLA-Prifungen dem
Feststellungsantrag der Beschwerdefiihrerin vom 04.04.2016 entsprochen wurde, fehlt es somit an der ndtigen
Beschwer zur Behandlung des Rechtsmittels. Da die Beschwer erst nach Erhebung der Beschwerde weggefallen ist,
war das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht einzustellen.3.2.3. Da mit dieser bescheidmaRigen Absprache
vom 14.06.2016 Uber die Versicherungspflicht von romisch 40 bezugnehmend auf die fur die Prifzeitraume 2007 bis
2010 sowie 2011 bis 2014 durchgefiihrten GPLA-Prifungen dem Feststellungsantrag der Beschwerdefiihrerin vom
04.04.2016 entsprochen wurde, fehlt es somit an der nétigen Beschwer zur Behandlung des Rechtsmittels. Da die
Beschwer erst nach Erhebung der Beschwerde weggefallen ist, war das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

einzustellen.

Damit ertbrigt sich auch die Klarung der Frage, ob das Schreiben der belangten Behdrde vom 13.04.2016 als Bescheid
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zu qualifizieren ist.
3.3. Zu Spruchpunkt B) - Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil der gegenstandlichen Beschluss nicht von der Losung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht der Beschluss von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt eine solche Rechtsprechung oder wird die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet.Die Revision
ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil der gegenstandlichen Beschluss nicht von der Lésung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht der Beschluss von der Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt eine solche Rechtsprechung oder wird die zu I6sende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet.
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